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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 12. Juli 1957 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlunigsaussidiusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 180. Sit- 
zung am 12, Juli 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestages am 26. Juni 1957 verabschiedeten 

Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 
- Drucksachen 3489, 2213 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 12. Juli 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des DeutsAen Bundestages 


Vorstehende AbsArift wird mit Bezug auf das dortige SAreiben 
vom 28. Juni 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Üniversität«-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg. 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die Tuberkulosehilfe 


1. Zu § 12 

In Absatz 2 ist das Wort „Wohngemein- 
schaft“ durch das Wort „Haushaltsgemein- 
schaft“ zu ersetzen. 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates aus 
dem ersten Durchgang zu § 8 in der Fassung 
der Regierungsvorlage wird wieder aufge- 
nommen (vgl. BT-Drucksache 2213, Anlage 2 
Nr. 3 b). 

2. Zu § 13 

Absatz 2 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(2) Die Bedarfssätze für den Lebensunter- 
halt — außer der Beihilfe für Unterkunft — 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 1) sollen nicht geringer als 
125 vom Hundert der Richtsätze der öffent- 
lichen Fürsorge zuzüglich des Betrages etwai- 
ger Mehnbedarfszuschläge zum einfachen 
Fürsorge richtsatz nadi den Reichsgrundsät- 
zen sein.“ 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates aus 
dem ersten Durchgang zu § 9 in der Fas- 
sung der Regierungsvorlage wird wieder auf- 
genommen (vgl. BT-Drucksache 2213, An- 
lage 2 Nr. 4 b). 

3. Zu § 21 

§ 21 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates aus 
dem ersten Durchgang zu § 14 in der Fas- 
sung der Regierungsvorlage wird wieder auf- 


genommen (vgl. BT-Drucksache 2213, An- 
lage 2 Nr. 7). • 

Es besteht auch kein Anlaß für einen derart 
weitgehenden Eingriff in das Gemeinde- und 
Kreis verfassungsrecht. Wo ein Bedürfnis be- 
steht, die Durchführung der wirtschaftlichen 
Hilfe den Landkreisen oder kreisfreien Städ- 
ten zu übertragen, kann das Landesrecht die 
erforderlichen Bestimmungen treffen. 

4. Zu § 22 

§ 22 ist wie folgt neu zu fassen; 

4 22 

Sicherstellung der Tuberkulosehilfe durch 
Träger der Sozialversicherung 

(1) Rentenversicherte und Rentner sowie 
deren Ehegatten und Kinder haben, wenn 
sie an behandlungsbedürftiger Tuberkulose 
erkrankt sind, Anspruch auf Heilbehand- 
lung, Berufsförderung und soziale Betreuung 
nach den 1236 Abs. 3 bis 1244 RVÖ, 
§§ 13 Abs. 2 bis 21 AVG, 5§ 35 Abs. 3 bis 43 
RKG; zur sozialen Betreuung im Sinne des 
Satzes 1 gehören nicht eine Ergänzung von 
Hausrat, Bekleidung und Heizung für den 
Kranken und seine Familienangehörigen, eine 
besondere Ernährung für den Kranken und 
seine FamilienangehörLgen, Beihilfen zur Er- 
haltung von Ersatzkräften im Haushalt oder 
Kleinbetrieb, Mitwirkung bei der Wohnungs- 
beschaffung. 

(2) Rentenversichert im Sinne des Absat- 
zes 1 ist, wer in den der Feststellung der Be- 
handlungsbedürftigkeit vorausgegangenen 
24 Kalendermonaten als Pflichtversicherter 
Beiträge für wenigstens 6 Kalendermonate 
zur Rentenversicherung der Arbeiter, der 
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Rentenversicherung der Angestellten, der 
knappschaftlichen Rentenversicherung oder 
der Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk entrichtet oder wer die Wartezeit nach 
§ 1247 Abs. 3 RVO, § 24 Abs. 3 AVG oder 
§ 49 Abs. 1 RKG erfüllt hat. Anspruchsbe- 
rechtigt im Sinne des Absatzes 1 sind Kinder, 
für die Kinderzuschuß (§ 1262 RVO, § 39 
AVG, § 60 RKG) gewährt wird oder bei 
Rentenbezug zu gewähren wäre. 

(3) An Versicherte, welche die Vorausset- 
zungen des Absatzes 2 Satz 1 nicht erfüllen, 
sowie deren Ehegatten und Kinder können 
die Leistungen des Absatzes 1 gewährt wer- 
den. § 1305 RVO, § 84 AVG, § 97 RKG gel- 
ten. 

(4) Weitere Maßnalhmen zur Sicherstellung 
der Tuberkulosehilfe können durch 

1. Vereinbarungen zwischen Trägern der So- 
zialversicherung oder zwischen ihren Ver- 
bänden oder zwischen Trägern und Ver- 
bänden der Träger der Sozialversicherung, 

2. Vereinbarungen zwisdien einem Träger 
oder einem Verband der Träger der So- 
zialversicherung und einem Landesfür- 
sorgeverband, 

3. Richtlinien eines Trägers der Sozialversi- 
cherung getroffen werden.“ 

Begründung 

Der Vorschlag lehnt sich hinsichtlich des zu 
betreuenden Personenkreises und der Ver- 
pflichtung der Rentenversicherungsträger an 
die Stellungnahme des Bundesrates in der 
151. Sitzung am 21. Dezember 1955 zu § 15 
des Regierungsentwurfs - BT-Drucksache 
2213, Anlage 2 Nr. 8 - an. Auf die Begrün- 
dung zu diesem Änderungsvorschlag wird 
verwiesen. Die inzwischen in Kraft getre- 
tenen Rentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setze machen es jedoch erforderlich, daß der 
Hinweis auf die Anwartschaft gestrichen und 
auf die neuen Vorschriften über die Heilbe- 
handlung, Berufsförderung und soziale Be- 
treuung Bezug genommen wird. 

5. Zu § 23 

a) Die Absätze 1 und 4 sind wie folgt neu 
zu fassen: 

„(1) Den im Dienst des Bundes und der 
bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlidien 
Rechts stehenden Personen sowie deren 
Ehegatten und ihren kinderzuschlagbe- 


rechtigten Kindern werden die in den 
§§ 2 bis 5 bezeichneten Leistungen nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes von 
ihrem Dienstherrn gewährt. Gleiches gilt 
für Versorgungsempfänger des öffent- 
lichen Dienstes, für deren Ehegatten und 
ihre kinderzuschlagberechtigten Kinder; 
an die Stelle des Dienstherrn tritt der 
Träger der Versorgungslast.“ 

„(4) Die Länder sind verpflichtet, für 
die in ihrem Dienst, im Dienst der Ge- 
meinden und sonstiger der Aufsicht der 
Länder unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts stehenden Personen, ihre Ehegat- 
ten und ihre kinderzuschlagberechtigten 
Kinder die Leistungen nadi den §§ 2 
bis 5 dieses Gesetzes unter Berücksichti- 
gung der Grundsätze der Absätze 1 bis 3 
sicherzustellen.“ 

b) Es ist ein neuer Absatz 5 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

„(5) Die Länder können die Ersatz- 
pflicht der Landesfürsorgeverbände re- 
geln sowie Bestimmungen erlassen über 
die Aufbringung der den Gemeinden und 
sonstigen ihrer Aufsicht unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts nach Absatz 4 ent- 
stehenden Kosten.“ 

Begründung zu a) und b) 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates aus 
dem ersten Durchgang zu § 16 in der Fas- 
sung der Regierungsvorlage wird wieder auf- 
genommen (vgl. BT-Drucksache 2213, An- 
lage 2 Nr. 9). 

Die Änderungen gegenüber dem Beschluß 
des Bundesrates beim ersten Durchgang er- 
geben sich aus der auch vom Bundestag be- 
rücksichtigten zwischenzeitlichen Rechtsent- 
wicklung. 

6. Zu § 25 

In Absatz 1 ist der letzte Satz zu streichen. 
Begründung 

Folge des Streichungsvorschlags zu § 21. 

7. Zu § 35 

a) Absatz 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Absatz 2 wiederholt den Wortlaut des 
Artikels 84 Abs. 2 GG. Diese Bestimmung 
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ist daher überflüssig; in rechtlicher Hin- 
sicht kann s^ie >zu Mißverständnissen füh- 
ren. 

b) Absatz 3 ist zu streichen. 

B e ,g r ü n d u n g 

Absatz 3 ist mit Artikel 84 Abs. 5 GG 
unvereinbar. Nach Artikel 84 Abs. 5 GG 
kann die Ermächtigung zur Erteilung von 
Einzel Weisungen nur für „besondere 
Fälle'‘ gegeben werden. Demgegenüber 
sieht der Gesetzesbeschluß des Bundes- 
tages -die Erteilung von Weisungen un- 
terschiedslos für alle im § 35 Abs. 3 vor- 
gesehenen Entscheidungen vor. Außerdem 
kann nach Artikel 84 Abs. 5 GG nur der 
Bundesregierung, nicht einem einzelnen 
Bundesminister, die Befugnis, Einzelwei- 
sungen zu erteilen, verliehen werden. Der 
Gesetzesbeschluß des Bundestages bedeu- 
tet praktisch die Einführung einer Bun- 
desauftragsverwaltung außerhalb des 
durch Artikel 85 GG gezogenen Rah- 
mens. 

8. 2u § 36 

a) In Absatz 1 Satz 1 Zeilen 1 und 2 sind 
die Worte „durch die Gewährung der sta- 
tionären Dauetbehandlung“ zu streichen. 

Begründung 

Die vom Bundestag beschlossene Fassung 
des § 36 beschränkt die Beteilisgung des 
Bundes auf einige weniger wichtige oder 
finanziell unbedeutende Gebiete der Tu- 
berkulosehilfe und bei dem materiell und 
finanziell wesentlichen Gebiet der Heil- 
behandlung auf die Fälle stationärer 
Dauetbehandlung erst vom Beginn des 
2. Jahres an. Das bedeutet eine Beschrän- 
kung der Beteiligung des Bundes auf we- 
niger als ein Zehntel -des den Landesfür- 
sorgeverbänden tatsächlich entstehenden 
Aufwandes auf diesem Gebiet. Eine der- 
art geringe Beteiligungsquote des Bundes 
würde weit unter den bisherigen freiwilli- 
gen Leistungen des Bundes auf dem Ge- 
biet der Tuberkulosehilfe liegen und dem 
Charakter einer Gemeinschaftsaufgabe 
des Bundes und der Länder nicht entspre- 
chen. Die vom Bundestagsaussdiuß für 
Fragen der öffentlichen Fürsorge ange- 
strebte „ins Gewicht fallende finanzielle 
Beteiligung des Bundes an den Aufwen- 
dungen der Landesfürsorgeverbände ‘‘ 
(vgl. zu BT-Drucksache 3489 zu § 27 a) 


wird dadurch erreicht, daß die gesamten 
Aufwendungen für die Heilbehandlung 
nach § 2 (im Jahre 1953 rd. 37 Mio DM) 
je zur Hälfte dem Bund und den Ländern 
auf erlegt werden. 

b) In Absatz 1 Satz 1 ist der zweite Halb- 
satz wie folgt neu zu fassen: 

„ . . die den Trägern -der gesetzlichen 
Rentenversicherungen durch die Gewäh- 
rung von stationärer Dauerbehandlung 
in den Fällen der Sicherstellung nach § 22 
entstehenden Aufwendungen werden vom 
Bund getragen.“ 

B e g r ü n d u n ig 

Der Bund hat bisher schon ohne eine 
rechtlidie Verpflichtung den Trägern der 
Sozialversicherung freiwillig Zuwendun- 
gen für Tuberkulosehilfe gemacht. Wenn 
den Sozia Iverisi che rungs trägem auf Grund 
des Tuberkulosdhilfegesetzes zusätzliche 
Lasten entstehen, ist es gerechtfertigt, daß 
der Bund allein diese Lasten trägt. Es er- 
scheint nicht vertretbar, das bisherige 
System, daß der Bund den Sozialversiche- 
rungsträgern gegenüber zuschußpflichtig 
ist, dahin zu ändern, daß nunmehr auch 
die Länder Aufwendungen -der Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherungen über- 
nehmen. 

c) Absatz 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu Ab- 
satz 1. Nach der seitherigen Praxis des 
Abrechnungsverfahrens ist die Vorschrift 
auch überflüssig. 

9. Zu § 37 

3 ) In § 37 Abs. 2 sind -die Worte „dem Ar- 
tikel 1 der Verfügung Nr. 47 — 177 vom 
14. Dezember 1947 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1108) in Verbindung mit“ zu 
streichen. 

Begründung 

Der zur Streichung vorgeschlagene Pas- 
sus ist überflüssig. 

b) In Absatz 5 ist der Klammerhinweis zu 
streichen. 

Begründung 

Folge des St reichungs Vorschlages zu § 21. 
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